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5. Wahlperiode 


Drudksache V/3671 


Kleine Anfrage 

der Fraktion der FDP 


betr. Ausweitung der Montan-Mitbestimmung 


Wir fragen die Bundesregierung: 


1. Welche Vorteile hat nach Auffassung der Bundesregierung 
eine Erweiterung der Montan-Mitbestimmung auf größere 
Unternehmen der übrigen Wirtschaft 

a) für die betroffenen Arbeitnehmer, 

b) für die betroffenen Unternehmen? 

2. Sieht die Bundesregierung in einer Ausdehnung der Mon- 
tan-Mitbestimmung eine Stärkung der Position der Gewerk- 
schaften als Verhandlungspartner bei Tarifverhandlungen? 

3. Wie viele Fälle sind der Bundesregierung bekannt, in denen 
Arbeitnehmer einen Arbeitsplatzwechsel abgelehnt haben, 
weil sie nur in Unternehmen zu arbeiten bereit sind, die der 
qualifizierten Mitbestimmung unterliegen? 

4. Sind nach Auffassung der Bundesregierung durch eine er- 
weiterte Mitbestimmung in der Unternehmenspolitik mobili- 
täts- und produktivitätshemmende Motive auszuschließen, 
die sich auf Dauer auch zum Schaden der Arbeitnehmerschaft 
auswirken werden? 

5. Würde eine Ausdehnung der Montan-Mitbestimmung in der 
Bundesrepublik Deutschland einer internationalen wirt- 
schaftlichen Zusammenarbeit vor allem im Gemeinsamen 
Markt nach Auffassung der Bundesregierung dienlich oder 
hinderlich sein? 

6. Gibt es vergleichende wissenschaftliche Untersuchungen, 
aus denen hervorgeht, daß das Betriebsklima in montanmit- 
bestimmten Betrieben besser als in anderen Unternehmen 
ist? 
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7. Ist zu erwarten, daß eine Ausweitung der Mitbestimmung 
in der Bundesrepublik Deutschland für die künftige Stand- 
ortwahl deutscher und ausländischer Unternehmen von Be- 
deutung sein könnte? 

8. Hält die Bundesregierung angesichts zahlreicher anderer 
dringend erforderlicher Reformen, wie zum Beispiel der Re- 
form der Ausbildungsförderung und der beruflichen Fort- 
und Weiterbildung, eine Ausweitung der Mitbestimmung 
für vordringlich? 


Bonn, den 19. Dezember 1968 
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